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Sehnsucht nach Liberalismus 
Bürgerliche Frauenbewegung und liberaler 

Revisionismus zu Beginn des 20. Jahrhunderts 

Der Aufschwung der bürgerlichen Frauenbe­
wegung im Kaiserreich ereignete sich parallel 
und oftmals in enger Verflechtung mit dem 
Aufschwung der bürgerlich-protestantischen 
Sozialreform. Dieser stand in engem Zusam­
menhang mit einem Politikwechsel der Reichs­
leitung, die 1890 für kurze Zeit eine Hinwen­
dung zur >sozialen Frage< versprach und dies­
bezüglich auch liberale Kräfte in ihre Politik­
planung mit einbezog. 1 Vor diesem Hinter­
grund gewannen sozialreformerische Konzep­
te im Spektrum der bürgerlichen Linken ge­
genüber einem radikalen Wirtschaftsliberalis­
mus allmählich an Deutungsmacht und auch 
die >Frauenfrage< wurde in diesem Umfeld um 
1900 zunehmend als gesellschaftspolitisches 
Problem wahrgenommen, schon weil immer 
mehr organisierte Frauen eine aktive, gestal­
tende Rolle im sozialpolitischen Feld übernah­
men. Aktivistinnen der Frauenbewegung er­
langten nun in den Kreisen eines sozialrefor­
merisch orientierten (Links-)Liberalismus in­
tellektuelle Anerkennung und damit auch neue 
Möglichkeiten, in Versammlungen und Zeit­
schriften das Wort an eine breitere Öffentlich­
keit zu richten. Im Verhältnis zu diesen libera­
len Kräften und in der Frage, ob sich mit einer 
offensiven, konfliktfreudigen Gangart deren 
Unterstützung gewinnen lassen würde, spie­
gelte sich auch die Ausdifferenzierung der bür­
gerlichen Frauenbewegung in eine gemäßigte 
Mehrheit und eine radikale Minderheit: Wäh­
rend die Gemäßigten für eine dezentrale, nach­
haltige Feminisierung der Gesellschaft plädier­
ten, die Frauen nach und nach auch politische 
Rechte sichern sollte, konfrontierten die Radi­
kalen zu Beginn des 20. Jahrhunderts den Li­
beralismus mit ihren Forderungen nach poli­
tischer Emanzipation und suchten sich mit of­
fensiver Agitation als Akteurinnen auf dem 
politischen Massenmarkt zu profilieren.2 Der 
Kampf um weibliche Partizipation und Reprä­
sentation und damit die feministische Ideen­
produktion vollzogen sich daher oftmals in 
konkreter kritisch-strategischer Auseinander-

setzung mit liberalen Grundsätzen und - so­
weit hierzu von männlicher Seite Bereitschaft 
bestand - im Dialog mit liberalen Politikern. 

»Liberaler Revisionismus« - Anschluss­
möglichkeiten für feministische Ideen? 

Die von den linksliberalen Politikern Friedrich 
Naumann und Theodor Barth vorangetriebe­
ne Erneuerung des Liberalismus stellte für 
viele Bewegungsaktivistinnen einen zentra­
len Bezugspunkt in der konservativ gepräg­
ten politischen Ordnung dar. Die beiden Wort­
führer der kleinen Freisinnigen Vereinigung 
(FrVg) waren davon überzeugt, dass der Li­
beralismus gegen Ende des 19. Jahrhunderts 
selbstverschuldet in die politische Defensive 
geraten war, weil er aus Furcht vor einem An­
wachsen der SPD nicht entschieden für un­
bedingte Rechtsgleichheit und demokratische 
Teilhaberechte der Arbeiter eingetreten war. 
Kern ihres »liberalen Revisionismus« (Barth) 
war die Besinnung auf eine freiheitlich-demo­
kratische Politik, die eine Integration der Arbei­
terschaft in den Nationalstaat befördern und 
ein hegemoniefähiges Bündnis von Arbeiter­
schaft und Bürgertum - als den aufsteigen­
den Kräften der Industriegesellschaft - ermög­
lichen sollte. Insbesondere Naumann richte­
te dabei den klassisch liberalen, individualis­
tisch begründeten Freiheitsgedanken auf eine 
kollektive Kraftentfaltung der Nation aus.3 

Der Appell der liberalen Revisionisten zur 
Mitarbeit aller produktiven Kräfte an einem 
neuen Deutschland gab auch Vertreterinnen 
der Frauenbewegung Anlass, sich Teile die­
ser Programmatik anzueignen, sie aus feminis­
tischer Perspektive auszulegen oder zu korri­
gieren. Naumann selbst gab 1903 hierzu Gele­
genheit, als er eine Ausgabe der von ihm her­
ausgegebenen Wochenschrift »Die Zeit« der 
»Frauenfrage« widmete. In seinem einleiten­
den Artikel konstatierte er, dass die Liberalen 
auch den Frauen das Recht auf »Entwicke­
lungsfreiheit« zugestehen und es ihnen so 
ermöglichen müssten zu zeigen, »was sie an 



neuen Kulturelementen in sich haben!« Aller­
dings legitimierte erst der entsprechende Be­
weis ihres spezifischen Kulturbeitrags in Nau­
manns Augen feministische Forderungen nach 
gleichen Rechten. 4 Die dem radikalen Flügel 
zuneigende, als Vorsitzende des Bundes Deut­
scher Frauenvereine (BDF) aber für Integrati­
on eintretende Marie Stritt akzeptierte in ih­
rem Beitrag die Problematik weitgehend so, 
wie Naumann sie auffasste, nahm aber signi­
fikante Verschiebungen in der Gewichtung 
vor. So deklamierte sie zuallererst ein unver­
brüchliches Selbstbestimmungsrecht der Frau, 
und zwar unter Bezugnahme auf den auch von 
Naumann vorausgesetzten »Selbstzweck« des 

Menschen. Dieses Recht aber - so Stritt - ver­
lange die Frau keineswegs nur >>.fiir sich selbst, 
aus einem feineren und stärkeren Rechtsge­
fühl, in Auflehnung gegen krasse Ungerech­
tigkeit«, sondern »auch - und vielleicht noch 
mehr - far die a n de r e n, aus einem erhöh­
ten und erweiterten Pf l ich t g ef ü h l, aus 
einem stärkeren Verantwortlichkeitsbewußt­
sein heraus. Sie thut es in voller Erkenntnis, 
damit einen neuen wertvollen Faktor in die 
Kultur hineinzutragen - das weiblich-mütter­
liche Element [„ .}, in der Erkenntnis, dadurch 
eine neue, harmonischere Gestaltung dieser 
bisher einseitig männlichen Kultur anzubah­
nen«.5 Solchermaßen bejahte sie einen Zu­
sammenhang von Rechten und Pflichten und 
den von Naumann eingeforderten Nutzen 
weiblicher Teilhabe für die Allgemeinheit, je­
doch ohne sich auf seine Verdienstlogik ein­
zulassen. Zudem kennzeichnete Stritt >geis­
tige Mütterlichkeit< als kritisches Korrektiv 
gegenüber destruktiven Momenten der Män­
nerkultur, während Naumann weibliche Kul­
turleistungen bestenfalls als additiv zur be­
stehenden männlich-allgemeinen Kultur zu 
denken vermochte. Emanzipation verwies in 
Stritts Text damit nicht allein auf die libera-

Jen Prinzipien der Freiheit und Rechtsgleich­
heit, sondern auch auf das Selbstverständ­
nis des Liberalismus, Garant eines über den 
gesellschaftlichen Partikularinteressen veror­
teten Allgemeininteresses zu sein. 6 

Auch während des Reichstagswahlkampfs 
1903 problematisierten Vertreterinnen der bür­
gerlichen Frauenbewegung ihr Verhältnis zum 
Liberalismus. Gemäß ihrem direkt auf den po­
litischen Massenmarkt ausgerichteten Ansatz 
waren es vor allem die führenden Radikalen, 
die mit großem Einsatz für eine aktive Beteili­
gung von Frauen bei den Wahlen warben. So 
empfahlen die beiden Vorsitzenden des im Jahr 
zuvor gegründeten Deutschen Vereins für 
Frauenstimmrecht, Anita Augspurg und ihre 
Lebensgefährtin Lida Gustava Heymann, die 
Unterstützung von solchen Anwärtern auf ein 
Reichstagsmandat, die erklärtermaßen »die 
vorläufig realisierbaren Forderungen der 

Frauen« unterstützten, wovon das Stimm­
recht ausgenommen war.7 Wenngleich die bür­
gerliche Frauenbewegung insgesamt partei­
politische Neutralität wahrte, machten die Ra­
dikalen in ihren Publikationen keinen Hehl aus 
ihrem Zugehörigkeitsgefühl zur bürgerlichen 
Linken. Die von Augspurg herausgegebenen 
»Parlamentarischen Angelegenheiten« kon­
statierten, es fehle zwar »die große liberal­
demokratische Idealpartei«, doch die ver­
schiedenen linksbürgerlichen Parteien segel­
ten »einheitlich unter der gleichen Flagge 
der Rechtsgleichheit, Volksfreiheit und sozi­
alen Fortschrittes«. Sie wurden so als Vertre­
terinnen eben jener >allgemeinen< Werte aus­
gewiesen, die auch dem radikalen Streben 
nach gleichen Rechten in einer demokratischen 
und sozial gerechten Gesellschaft zugrunde 
lagen.8 Auch die führende Radikale und Her­
ausgeberin der »Frauenbewegung« Minna 
Cauer setzte auf Wahlkampfhilfe als Mittel, 
um antifeministische Vorbehalte aufzuwei­
chen. Angesichts dessen, dass Cauer zufol-

»In der bürgerlichen 

Frauenbewegung lebt 

schon seit Jahren eine 

tiefe Sehnsucht nach 

einer Einigung mit dem 

politischen Liberalismus 

im weitesten Sinne, als 

derjenigen Parteigruppe, 

die vor allem berufen 

erscheint, die Forderun­

gen der Frauen zu den 

ihren zu machen.« 

Elisabeth Altmann­

Gottheiner, 1907 

links: Titelblatt von »Die 
Zeit«, Januar l 903 

rechts: Titelblatt der 
Zeitschrift »Die Nation«, 
Mai 1903 



»Uns Männern 

verspricht die 

Frauenbewegung 

nur dann etwas, 

wenn sie Kultur-

bereicherung im 

ganzen verspricht. 

Nur unter dieser 

Voraussetzung wird 

die Lockerung der 

Herrschaftsrechte für 

uns diskutabel.« 

Friedrich Naumann, 

1903 

Titelblätter vom li.n.re.: 
»Parlamentarische 

Angelegenheiten und 
Gesetzgebung«, Mai 

1903 ; »Die Frauenbe-
wegung«, Mai 1903; 

»Die Frau«, Juni 1903; 
»Centralblatt des Bun­
des deutscher Frauen­
verbände«, März 1906 

ge im Liberalismus insgesamt aber ein Man­
gel an »Idealismus« und geringe Aufmerksam­
keit für »die Stellung der Frauen innerhalb 
des Volksganzen« herrschte, schien ihr die 
politische Emanzipation in und mit dem Libe­
ralismus nur unter den Bedingungen der von 
Barth und Naumann beworbenen liberalen Er­
neuerung möglich, an der die Frauen daher 
auch \'·On Beginn an mitwirken müssten. 9 

Emanzipation beruhte demnach auf der Ver­
wirklichung liberaler Prinzipien, auch wenn sie 
gegen Widerstände in den liberalen Parteien 
durchgesetzt werden musste. 

Abseits des radikalen Flügels sprachen 
sich mit Alice Salomon und Helene Lange 
weitere prominente Bewegungsvertreterinnen 
für eine Wahlkampfhilfe gegenüber der bür-

gediehen Linken aus, wobei sie sich aus die­
sem Anlass ähnlich wie schon Stritt mit dem 
Zusammenhang von Emanzipation und pro­
duktiver Mitarbeit am gesellschaftlichen Gan­
zen beschäftigten. Beide stellten dabei das 
weltanschauliche Verwandtschaftsverhältnis 
der Frauenbewegung zu einem sozialreforme­
risch orientierten Liberalismus heraus, was im 
Falle der zwischen den Flügeln stehenden Sa­
lomon schon dadurch Nachdruck erhielt, dass 
ihr Aufruf als Leitartikel in Barths Wochen­
schrift »Die Nation« erschien. Die Sozialexper­
tin des BDF sah in der Frauenbewegung das 
»Produkt einer individualistischen, liberalen 
Zeitströmung« und Emanzipation demgemäß 
auf den »Glaube[n] an das Recht der Selbst­
bestimmung, an den Segen der individuellen 
Freiheit« gegründet. Deutlich rigider als Stritt 
verknüpfte Salomon dieses Recht dabei mit 
einer Verpflichtung gegenüber dem über al­
lem Einzelwohl stehenden »Wohl der Ge­
sammtheit« und vereinnahmte ganz im Sinne 
Naumanns individuelle Freiheit als Kraftquelle 
für die Nation. 10 Ebenso berief sich Lange, 
die unbestrittene Führerin der Gemäßigten, 11 

in ihrer Zeitschrift »Die Frau« auf »das Recht 

der freien Persönlichkeit« und gab es als das 
Ziel der Frauenbewegung aus, »die bisher ge­
bundenen Kräfte der halben Menschheit für 
die Gesamtkultur frei [zu] machen«. Wenn­
gleich Lange demokratische und soziale Ge­
rechtigkeit als Ideale hervorhob und darin 
Positionen der Radikalen nahe kam, kritisierte 
sie umso entschiedener deren Strategie gegen­
über den Parteien. Wahlkampfhilfe von der 
Haltung eines Kandidaten zur >Frauenfrage< 
im Sinne einer »fest question« abhängig zu 
machen, müsse solange als lächerlicher »Kuh­
handel« erscheinen, wie die Frauen noch kei­
ne »politische Macht« darstellten. 12 

Die Radikalen kritisierten ihrerseits die Zu­
rückhaltung der Gemäßigten in der Stimm­
rechtsfrage. So brachte Else Lüders, sozialpo­
litische Expertin und Cauers Sekretärin, den 
Konflikt 1904 auf die bekannte Formel: »Die 
Radtkalen sehen das Frauenstimmrecht als 

die W u r z e l der Frauenbewegung an, die 
Gemäßigten betrachten es als ein fernes Ziel, 
als die Kr o n e am Baum der Frauenbewe­
gung, die sich die Frauen durch ihre ge­
meinnützige Arbeit, durch kommunale Tätig­
keit, durch bessere Erziehung und Ausbildung 
erst verdienen müssten«. Allerdings begrün­
dete Lüders ihrerseits das Nahziel Stimmrecht 
kaum über Rechts- oder Gerechtigkeitsprin­
zipien, sondern im Verweis darauf, dass »die 
>mütterlichen Anlagen< der Frauen in schön­
.rter Weise, zum Besten des Allgemeinwohls« 
hervortreten würden. 13 So verband sie das ra­
dikale Primat der Stimmrechtsforderung mit der 
eher gemäßigten Betonung der weiblichen 
Kulturaufgabe und ihres gesellschaftlichen 
Nutzens und vereinbarte somit - wie Gisela 
Bock dies als charakteristisch für den Suffra­
gismus von Radikalen und Gemäßigten sowie 
der internationalen Frauenbewegung über­
haupt herausgestellt hat - >mühelos< den Glau­
ben an Gleichheit mit dem flügelübergreifend 
beliebten maternalistischen Differenztopos. 14 



Im Dialog mit >Freunden< - Frauen­
stimmrechtsforderung und Linksliberale 

Ungeachtet dessen, dass die Behauptung prin­
zipieller Gegensätze zwischen den Flügeln zu­
mindest in Teilen den Kämpfen um Defini­
tionsmacht innerhalb der Bewegung geschul­
det war, drängten doch vornehmlich die radi­
kalen Stimmrechtlerinnen in diesen Jahren öf­
fentlich und - wo es ihnen die Vereinsgesetze 
der Einzelstaaten erlaubten - innerhalb der 
linksliberalen Parteien auf eine Anerkennung 
gleicher Staatsbürgerrechte. Als Anfang 1906 
im Reichstag ein Antrag der SPD zur Einfüh­
rung des gleichen, für Männer wie Frauen gel­
tenden Wahlrechts in allen Einzelstaaten des 
Reichs diskutiert wurde und die linkslibera-

 

len Fraktionen dies allein wegen der Einbe­
ziehung der Frauen ablehnten, löste dies hef­
tige Empörung bei den Stimmrechtlerinnen und 
in der Folge eine anhaltende Diskussion zwi­
schen ihnen und liberalen Politikern aus. Zu­
nächst griff im »Centralblatt des Bundes Deut­
scher Frauenvereine« Eliza lchenhäuser den 
Abgeordneten Albert Träger von der Freisin­
nigen Volkspartei (FrVP) scharf an, der sich 
zwar für gleiche Rechte ausgesprochen, die 
Erteilung des Wahlrechts als »Krönung der 
Gebäude der Frauenrechte« jedoch als ver­
früht zurückgewiesen hatte. 15 In ihrem Wider­
spruch monierte die Journalistin zum einen 
eine »Verleugnung des liberalen Prinzips«, 
insofern den Frauen Rechtsgleichheit und Fort­
schritt verweigert würden. Zum anderen be­
scheinigte sie den Linksliberalen »eine merk­
würdige Kurzsichtigkeit[. .. ], da sie sich da­
durch wahrscheinlich der größten Chance, 
die sie noch zu einem Wachstum an Macht 
und Größe haben, der Gefolgschaft der Frau­
en, dauernd begeben« .16 Fast identisch argu­
mentierte Alice Dullo für die »Frauenbewe­
gung«, der zufolge die Liberalen durch eine 
Entfernung »von konsequentem Freisinn und 

wahrer Demokratie« nach den Arbeitern nun 
auch die Frauen »von sich stoßen« und ihre 
gleichwertige Mitarbeit an der »Hebung der 
Nation« verhindern würden.17 

Gleich zwei Reichstagsabgeordnete be­
kräftigten daraufhin die Haltung der FrVP: 
So hob Bruno Ablaß beschwichtigend das 
»freund-nachbarliche Verhältnis« hervor und 
würdigte das Bemühen der Frauenbewegung 
um »völlig gleichmäßige Verteilung von Rech­
ten und Pflichten unter beiden Geschlech­
tern«, 1s während Ernst Müller-Meiningen 
konstatierte, die Bewegung könne überhaupt 
»nur beim fortschrittlichen Liberalismus 
Schutz ihrer berechtigten Interessen finden«, 
und so gegenüber den allzu >aufmüpfigen< Ra­
dikalen die Machtverhältnisse zurechtrückte. 19 

Solchermaßen bestätigten die beiden Politiker 
Lüders kritische Beobachtung, dass der >Krö­
nungs<-Gedanke »besonders von männlichen 

Freunden der Frauensache gern adoptiert 
[wird], die dadurch den ihnen unbequemen 
Gedanken des Stimmrechts hinausschieben 
wollen«.20 Demgegenüber wandte Cauer ein, 
dass sich die Erbringung eines »Befähigungs­
nachweises« zur Staatsbürgerschaft, wie ihn 
die liberalen >Freunde< sich wünschten, mit 
dem »Prinzip der Gerechtigkeit« nicht ver­
einbaren lasse. Allerdings vermied sie es, die 
prekäre Machtfrage weiter anzuheizen, und 
klagte vielmehr unter Berufung auf gemein­
same Grundsätze die Loyalität der Liberalen 
ein: »Wir haben noch niemals den bürgerli­
chen Liberalismus im Stich gelassen, wenn 
es galt, für ihn zu werben, zu wirken, zu ar­
beiten. Er aber läßt uns unausgesetzt im Stich. 
Unser Ideal ist: mitzuhelfen, mitzuarbeiten 
an der Einigung des Liberalismus, [. . .}, aber 
wir können einen Liberalismus nicht fassen, 
nicht begreifen, der die Grundidee des Staa­
tes - Gleichberechtigung aller Personen im 
Staatsorganismus - nicht mit aller Energie 
und mit aller Kraft vertritt.«21 

»Das liberale 

Bürgertum ist in 

Gefahr, von rechts 

und von links 

zerrieben zu werden, 

nicht ohne seine 

eigene Schuld, -

möglich, daß 

Deutschlands liberal 

denkende Frauen 

dazu beitragen 

können, dem 

veralteten Liberalismus 

zum schnellen Sterben 

zu verhelfen und zur 

Geburt eines neuen, 

kräftigen, freien, 

rücken ma rksta rken 

Liberalismus 

beizutragen.« 

Minna Cauer, l 903 



»Befreiung des 

Individuums von 

denjenigen Autoritä-

ten, die es in Unmün-

digkeit erhalten 

möchten, und 

Erziehung zur 

freiwilligen Unterord-

nung unter die 

Prinzipien und 

Bindungen, welche 

das Wesen eines 

Staatsorganismus 

ausmachen und durch 

welche ein kräftiges 

Volkstum sich selbst 

regiert- so verstehen 

wir den liberalen 

Gedanken und mit 

ihm scheint uns die 

Notwendigkeit der 

geistigen und der 

bürgerlichen Befreiung 

der Frau gegeben.« 

lka Freudenberg, l 903 

Gerade unter Berufung auf liberale Prinzipien 
wehrten sich die Stimmrechtlerinnen solcher­
maßen gegen Versuche, ihr um die Rechts­
frage zentriertes Emanzipationskonzept zu 
beschneiden: Jede Form der Abschwächung 
ihrer Forderung nach staatlicher Gleichbe­
rechtigung attackierten sie als Verletzung der 
Ideale von Fortschritt, Freiheitlichkeit, Demo­
kratie oder Gerechtigkeit und damit als Abfall 
vom Liberalismus überhaupt. In dem Maße, 
in dem die Aktivistinnen ihre Emanzipation zu 
persönlicher und politischer Freiheit als libe­
ralen Prozess par excellence verstanden,22 

musste sich für sie die Liberalität der Libera­
len an der Anerkennung ihrer Gleichberech­
tigung erweisen. Darüber hinaus rührten sie 
an Barths und Naumanns Sorge um eine Mar­
ginalisierung des Linksliberalismus auf dem 
politischen Massenmarkt. In der Logik des 
liberalen Revisionismus, aber aus feministi­
scher Perspektive, argumentierten sie, dass der 
geschwächte Liberalismus die vitalen Kräfte 
der Frauenbewegung - die dann wiederum 
der >Allgemeinheit< zugute kommen sollten -
nur durch eine entschieden freiheitlich-demo­
kratische Politik gewinnen könne. 

Langes Arbeits- und Lebensgefährtin Ger­
trud Bäumer unterzog indessen das Vorgehen 
der Radikalen in der »Frau« einer Kritik, wobei 
sie insbesondere die von Dullo aufgestellte For­
derung zurückwies, das feministische Engage­
ment völlig auf das Stimmrecht zu konzentrie­
ren. Zwar hielt es auch die Gemäßigte Bäumer 
für unabweislich, dass dieses das >»Funda­
ment< alles realen, staatlichen Eiriflusses«, der 
Schlüssel zum Erfolg aller feministischen Re­
formwünsche sei. Langes Position von 1903 
bekräftigend gab sie jedoch zu bedenken, dass 
die Frauen selbst bei geringeren Forderungen 
»halbohnmächtige Kämpfe« fochten und da­
her die Aufgabe nicht darin läge, »so zu tun, 
als wenn wir schon eine Macht wären, son­
dern zu versuchen, eine Macht zu werden«.23 

In der Tat reagierten die linksliberalen Par­
teien auf die Bemühungen der Radikalen zu­
nächst bestenfalls mit Absichtserklärungen. 
Gleichwohl gab es nicht zufällig im Umfeld 
Barths und Naumanns einige Stimmen wie die 
Rudolf Breitseheids, der an das liberale Anlie­
gen erinnerte, »Ethik und Recht mit der Ent­
wicklung in Einklang zu bringen«, und in die­
sem Geiste zur Unterstützung der Stimmrechtle­
rinnen aufforderte.24 Insofern sich viele Radika­
le von einem Erfolg der liberalen Revisionisten 
bessere Chancen Gehör im Liberalismus zu fin­
den erhofften, bedeutete die Verschiebung der 
reichspolitischen Machtkonstellation, die sich 
an der Jahreswende 1906/07 vollzog, für sie 
einen empfindlichen Rückschlag. 

Der Bülow-Block - Liberaler Revisionis­
mus und Frauenbewegung am Scheideweg 

Ende 1906 löste Reichskanzler Bernhard von 
Bülow den Reichstag auf, um sich vor dem 
Hintergrund von Auseinandersetzungen um 

den Kolonialkrieg in Deutsch-Südwestafrika 
einer prokolonialen Parlamentsmehrheit zu 
versichern. Der Plan, hierzu das katholische 
Zentrum als Bündnispartner der Konservati­
ven durch National- und Linksliberale auszu­
tauschen, stand im diametralen Gegensatz zur 
»Barth-Naumannschen Taktik« eines Links­
blocks von Liberalen und SPD. Cauer stellte 
sich daraufhin entschieden hinter die libera­
len Revisionisten, die ihren gesamten Wahl­
kampf gegen ein antisozialistisches Regie­
rungsbündnis unter Einschluss auch der ex­
tremen, antisemitischen Rechten ausrichteten 
und den Kampf gegen die Reaktion skandier­
ten. Zu der bitteren Erkenntnis, dass feministi­
sche Interessen - zumal angesichts des natio­
nalistischen Aufruhrs um die Kolonien - im 
liberalen Wahlkampf keine Rolle spielten, trat 
nun aber noch die Enttäuschung darüber, dass 
auch die Linksliberalen sich mehrheitlich der 
Regierungsparole anschlossen. Während in 
der »Frauenbewegung« noch 1903 zu lesen 
war, dass dem Wahlkampf bei allem »Uner­
quicklichen« doch »etwas Großes zu Grun­
de [liegt]«, 25 schlug diese Position 1907 in 
vehemente Kritik an »Haß, Verachtung, Ver­
leumdung« des Parteienkampfs um.26 Gleich­
wohl baute das Blatt weiterhin auf einen ge­
einten Liberalismus, der allein »Deutschland 
vor dem inneren Verfall retten« und zugleich 
die Bedingungen für die Emanzipation der 
Frauen schaffen könne. 27 Heymann vermoch­
te hingegen nur noch bei einzelnen Politikern 
»wahren Fortschritt und wahren Liberalis­
mus« zu erkennen und gab ebenso wie Augs­
purg - dreieinhalb Jahre nach ihrem Beitritt 
zur FrVP - ihrer Entfremdung vom Parteileben 
Ausdruck. 28 

Als sich nach den Wahlen, bei denen das 
>nationale< Lager der SPD zahlreiche Manda­
te abnahm, alle drei linksliberalen Parteien zum 
liberal-konservativen Zweckbündnis bekann­
ten, führte dies innerhalb der FrVg zur Zer­
reißprobe. Der neu in den Reichstag gewähl­
te Naumann verteidigte nun bei aller Skepsis 
die Beteiligung am so genannten Bülow-Block 
in der Hoffnung, dass die gemeinsame Frak­
tionsarbeit zur linksliberalen Fusion führe und 
die Regierung zumindest bei einzelnen Fra­
gen nach links gezogen werden könne. Dem­
gegenüber sahen Barth und Breitseheid alle 
programmatisch-strategischen Ansätze des li­
beralen Revisionismus und zugleich die Mög­
lichkeit kompromissloser Regierungskritik in 
der Blockbeteiligung negiert. Cauer teilte die­
se Position voll und ganz, ja sie identifizierte 
nun die radikale Minderheit in der bürgerli­
chen Frauenbewegung mit der FrVg-internen 
Opposition, als sie in einer begeisterten Re­
zension von Breitseheids Fundamentalkritik 
am Bülow-Block schrieb: >»Der Liberalismus 
muß demokratisch sein oder er wird nicht 
sein<, ruft Dr. Breitseheid aus, wir fegen hin­
zu, >die Frauenbewegung muß radikal sein 
oder sie wird nicht sein.«<29 



Ausgerechnet die Verabschiedung des als li­
berales Vorzeigeprojekt vorangetriebenen 
Reichsvereinsgesetzes führte 1908 schließlich 
zum Bruch in der FrV g, weil das Gesetz zwar 
den Ausschluss von Frauen aus politischen 
Vereinen und Versammlungen aufhob, dafür 
aber gegenüber den nicht-deutschen Minder­
heiten im Reich neue Regelungen zur besse­
ren polizeilichen Überwachung einführte, was 
die kleine Gruppe um Barth als Verrat am Prin­
zip der Rechtsgleichheit verurteilte.30 Wäh­
rend das neue Gesetz in weiten Teilen der Frau­
enbewegung nach jahrelangem Kampf als Er­
folg gefeiert wurde, solidarisierte sich Cauer 
auch hier mit den Barthianern und insistierte, 
dass gerade die Frauen eingedenk ihrer leid­
vollen Erfahrungen dieses Ausnahmegesetz 
hätten opponieren müssen: »So wichtig die 
Betonung der Frauenrechte ist und noch lan­
ge sein wird, so ist in solchen Momenten, wo 
es sich um das Prinzip des allgemeinen Rechts 
handelt, stets das Sonderinteresse zurückzu­
stellen.« Gleichwohl plädierte sie dafür, dass 
die Frauen nun die Möglichkeit zur politischen 
Teilhabe nutzten, auch damit »der Mann Kennt­
nis von der so viel betonten Eigenart der Frau 
gewinnen [kann}«. 31 Sie selbst trat der von 
den FrVg-Sezessionisten neu gegründeten De­
mokratischen Vereinigung (Dem V g) bei, die als 
erste bürgerliche Partei die Forderung nach po­
litischer Gleichberechtigung in ihr Programm 
aufnahm, aber Splitterpartei blieb. 

Während in Cauers Argumentation die 
Rechtsgleichheit als Allgemeinheit verbür­
gendes Prinzip von größtem ideellem Gewicht 
War, erfüllte die >weibliche Eigenart< keine ei­
gentliche argumentative Funktion. Dagegen 
sah Else Lüders in einer 1908 erschienenen 
Broschüre das staatliche »Allgemeininteresse« 
am Frauenstimmrecht gerade darauf gegrün­
det, dass die Frauen erst unter Voraussetzung 
von »Gerechtigkeit« die männliche Kultur ih­
rer »Charakteranlage« gemäß, d.h. vor allem 
in sozialpolitischen und Sittlichkeitsfragen 
substanziell ergänzen könnten. Lüders hielt 
somit zwar weiterhin am radikalen Primat der 
Stimmrechtsforderung fest, berief sich aber 

erneut weniger auf das Gerechtigkeitsprinzip 
als Wert an sich als darauf, »wie das Frauen­
stimmrecht dem V o l k s g a n z e n dienen 
wird«.32 Ihre flexiblere, zu Positionen der Ge­
mäßigten hinneigende Argumentation korres­
pondierte auch damit, dass Lüders sich zu­
nächst weiter mit der Fr V g arrangierte. Auf 
dem Delegiertentag, auf dem mit Barth und 
Breitseheid die wichtigsten Verbündeten der 
Radikalen die Partei verließen, wurde Lüders 
in den Vorstand gewählt und brachte eine 
Resolution mit auf den Weg, in der sich die 
FrVg zur Frauenstimmrechtsforderung be­
kannte.33 Nachdem Augspurg und Heymann 
sich nach den Reichstagswahlen 1907 aus der 
Parteiarbeit zurückgezogen hatten und Cauer 
sich der DemVg anschloss, markierte dieser 
Teilerfolg jedoch das Ende jener Phase, in der 
der Dialog mit den Linksliberalen auf feminis­
tischer Seite von den Radikalen dominiert 
wurde. Dass mit Inkrafttreten des Reichsver­
einsgesetzes die Gemäßigten in diese Positi­
on nachrückten, zeugte wiederum von einer -
nicht zuletzt von den Radikalen provozierten 
- zunehmenden Politisierung auch im Mehr­
heitsflügel. 

Für diesen Prozess hatten gerade die Wah­
len von 1907 neue Impulse geliefert. So boten 
die »Neuen Bahnen«, das Organ des von Lan­
ge geführten Allgemeinen Deutschen Frauen­
vereins, eine gegenüber den Stimmrechts­
bemühungen alternative Perspektive zur An­
näherung an die liberalen Parteien. Während 
diese im Wahlkampf nationalistische Töne 
gegen SPD und Zentrum anschlugen, brach­
ten die »Neuen Bahnen« Auszüge einer Rede 
des BDF-Vorstandsmitglieds Ika Freudenberg 
vor liberalen Frauen, in der diese zunächst 
die Recht- und Vaterlandslosigkeit der Frau­
en skandalisierte, um anschließend den Eman­
zipationskampf als praktizierten Patriotismus 
darzustellen: »[„.} indem wir ferner der deut­
schen Frau den Platz erkämpfen, von dem 
aus sie ihr Denken, ihre lebendige Überzeu­
gung, ihr tatkräfiiges Wirken mit einsetzen 
kann zum Wohle der Allgemeinheit - so hel­
fen auch wir, und nicht als die letzten, unser 

Bebilderung des Artikels 
»Die politische Emanzi­
pation der Frau« von 
Marie Stritt in »Die Zeil« 
vom 8. Januar 1903 



Volkstum entfalten und bereichern - und die 
Zeit wird kommen, wo man das auch aner­
kennt.« Über die innere und daher nicht an 
Bedingungen zu knüpfende Teilhabe am na­
tionalen Geschehen der Wahlen würden dem­
nach die Frauen auch ihre politische Gleich­
berechtigung erobern. Ganz im Vertrauen auf 
das Partizipationsversprechen der Nation be­
diente sich Freudenberg der nationalen Se­
mantik, um die Emanzipation in ein »Allge­
meinwohl« einzuschreiben, das erst im »Zu­
sammenwirken und Aufeinanderwirken<< der 
Geschlechter vollends realisiert sei.34 

Mit der immanenten Verkopplung von 
Emanzipation und Nation schlug Freudenberg 
einen Zweiklang an, den bald darauf ihre enge 
Freundin Gertrud Bäumer zum zentralen Mo­
tiv einer Artikelreihe über nationale und poli­
tische Bildung machte. In Berufung auf den 
Historiker Karl Lamprecht sprach Bäumer von 
einer doppelten Aufgabe der Gesellschaft, die 
erstens die freie Persönlichkeit weiter stärken 
und zweitens die individuellen Kräfte politi­
sieren müsse, d.h. »sie zu Organen für die 
Aufgaben des Volksganzen, des Staates« ma­
chen müsse. Bezogen auf die Frauenbewe­
gung meinte dies nun, über den Emanzipa­
tionskampf für die »eigene Sache« hinaus die 
Frauen zur »Einordnung in die Arbeitstei­
lung der Gesamtheit, zur Mitarbeit an den 
Kulturaufgaben unseres Vaterlandes« unter 
Einsatz ihrer als spezifisch weiblich erachte­
ten Fähigkeiten zu erziehen. Wie schon 1903 
bei Salomon angedeutet, wurde hier die Frei­
heit der Individuen durch die Verpflichtung 
gegenüber der vorgestellten Gemeinschaft der 
Nation auf einen übergeordneten, überindi­
viduellen Zweck ausgerichtet. Auch in seiner 
feministischen Wendung kündete dieses dop­
pelte Programm von »Freiheit und Volkstum« 
von einem weitgehenden Einverständnis mit 
Naumann, mit dem Bäumer, die wie Lange der 
FrVg beitrat, in den kommenden Jahren eng 
zusammen arbeiten sollte.3s 

Gerechtigkeit - Befreiung - Ermächti­
gung. Ideen der Emanzipation und ihr 
strategischer Gebrauch 

Rechtsgleichheit bzw. Gerechtigkeit waren die 
zentralen Momente im radikalen Emanzipa­
tionsdiskurs, die der Stimmrechtsforderung 
zugrunde lagen und als klassisch liberale Prin­
zipien dabei eine nicht weiter zu begründen­
de Evidenz beanspruchten. Entsprechend setz­
ten die Radikalen sie auch als Argumente ge­
genüber den Linksliberalen ein und gewan­
nen zumindest in den Kreisen der liberalen 
Revisionisten, die Prinzipienfestigkeit nicht 
zuletzt aus strategischen Motiven gegenüber 
der SPD wieder ins Zentrum liberaler Identi­
tät rückten, allmählich Zuspruch. Zugleich 
suchten sie ihren Ansprüchen dadurch Nach­
druck zu verleihen, dass sie die Frauen als 
aufkommenden Faktor auf dem politischen 
Massenmarkt darstellten, der dem geschwäch-

ten Linksliberalismus neue Kräfte zuführen 
könnte. Dagegen hielten es die Gemäßigten 
für einen strategischen Fehler der Radikalen, 
sich - allein gestützt auf ihren Glauben an 
liberale Gerechtigkeitsprinzipien - als politi­
sche »Macht« zu gebärden. Während die Mit­
gestaltung bzw. feministische Umgestaltung 
von Gesellschaft bei den Radikalen als letz­
tes, auf Gleichberechtigung beruhendes Ziel 
kein großes argumentatives Gewicht erhielt, 
machten die Gemäßigten sie zu ihrem eigent­
lichen Hauptargument. Die freie Entfaltung 
der Persönlichkeit auf der Grundlage gleicher 
Rechte erschien ihnen zwar als Voraussetzung 
für eine vollwertige Teilhabe, aber auch unter 
den gegebenen Bedingungen sahen sie die 
Möglichkeit, dass die Frauen einen eigenstän­
digen und dabei notwendigen Kulturbeitrag 
für die Gesellschaft erbringen könnten. Eman­
zipation sollte demnach nicht nur Befreiung 
von Unterdrückung sein, sondern mehr noch 
die Kräfte zur Erfüllung einer bedeutungsvol­
len Gemeinschaftsaufgabe freisetzen. Das 
hierin liegende Moment der weiblichen Er­
mächtigung bezog seine Geltungskraft und 
seine Attraktivität dabei in hohem Maße aus 
einem liberal-demokratischen Nationalismus, 
in dem Freiheit und Stärke aufeinander ver­
wiesen und dessen Grundsätze vor allem von 
Friedrich Naumann fonnuliert wurden.36 Auch 
durch sein Wirken hatten die Gemäßigten im 
Linksliberalismus ab 1908 einen starken Be­
zugspunkt, während die entschiedensten Ver­
treter des Prinzips der Rechtsgleichheit und 
wichtigsten Verbündeten der Radikalen zur glei­
chen Zeit ihren politischen Einfluss verloren. 
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